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§ 1 Geltungsbereich  
Die Allgemeine Betriebs- und Arbeitsordnung gilt  
 
räumlich:  unternehmensweit für die City Schutz GmbH;  
 
persönlich: für alle bei der City Schutz GmbH beschäftigten Arbeitneh-

mer mit Ausnahme der leitenden Angestellten gemäß § 5 
Abs. 3 BetrVG. Gemäß § 77 Abs. 3 BetrVG wirkt die Be-
triebsordnung in ihrer jeweils gültigen Fassung unmittelbar 
und zwingend auf das Arbeitsverhältnis jedes einzelnen Ar-
beitnehmers ein. 

§ 2 Inkrafttreten, Laufzeit, Kündigung   

(1) Die Allgemeine Betriebs- und Arbeitsordnung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft.  

§ 3 Ziel  

Im Interesse eines gedeihlichen Zusammenwirkens aller Mitarbeiter im Betrieb, zur 
Wahrung der bei Organisationsabläufen notwendigen Klarheit und zur Verwirklichung 
der Unternehmensziele durch alle Mitarbeiter vereinbaren Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer die nachfolgende Allgemeine Betriebsordnung. Zwischen Arbeitnehmer und Ar-
beitgeber besteht Einigkeit, dass die Allgemeine Betriebsordnung kein statisches Re-
gelwerk sein soll, sondern in Abständen zur Anpassung an veränderte Wettbewerbs- 
und Arbeitsbedingungen angepasst werden kann. 

A. Einstellung 

§ 4 Einstellungsvoraussetzungen 
(1) Alle Bewerber müssen die üblichen Arbeitspapiere, wie Lohnsteuer ID, Versiche-
rungsnachweisheft, Urlaubsbescheinigung des letzten Arbeitgebers, Ausweise, Zeug-
nisse und den ausgefüllten Personalbogen bei der Personalabteilung einreichen. Für 
die Erstellung des Dienstausweises ist außerdem ein Passbild einzureichen. 
(2) Die Bewerber haben Fragen über ihre persönlichen und beruflichen Verhältnisse 
wahrheitsgemäß und vollständig zu beantworten. Über Vorstrafen, die für die vorge-
sehene Tätigkeit von Bedeutung sind, müssen die Bewerber wahrheitsgemäß Aus-
kunft erteilen. 
(3) Wer unrichtige Ausweispapiere oder Zeugnisse vorlegt oder im Einstellungsfrage-
bogen oder im Einstellungsgespräch bewusst wahrheitswidrige oder unvollständige 
Angaben macht, muss mit einer fristlosen Kündigung oder einer Anfechtung seiner 
Willenserklärung bei Abschluss des Arbeitsvertrages rechnen. 
(4) Bewerbungen werden dem Betriebsrat im Verfahren des § 99 BetrVG zugeleitet. 

§ 5 Ärztliche Untersuchung 
(1) Vor der Einstellung unterzieht sich jeder Bewerber einer gesundheitlichen Eig-
nungsuntersuchung. Befund und Befundunterlagen verbleiben in den Akten des Arz-
tes. Der Arzt fertigt einen Bescheid, in dem er der Personalabteilung Mitteilung über 
die gesundheitliche Eignung macht. 
(2) Hält der Betriebsarzt den Mitarbeiter nicht für gesundheitlich geeignet, endet das 
Arbeitsverhältnis 14 Tage nach Zugang einer Kopie des ärztlichen Bescheids. 
(3) Hält die Personalabteilung über die Ärztliche Untersuchung hinausgehende, wei-
tergehende fachärztliche Feststellungen für erforderlich, hat sich der Mitarbeiter der 
Untersuchung eines von der Firma beauftragten Arztes zu unterziehen.  
(4) Mit der Beschäftigung von Jugendlichen darf nur begonnen werden, wenn die nach 
dem JArbSchG vorgesehene ärztliche Untersuchung durchgeführt worden ist. Glei-
ches gilt für solche Arbeitnehmer, für deren Beschäftigung auf bestimmten Arbeitsplät-
zen eine ärztliche Untersuchung gesetzlich vorgesehen ist. 
(5) Jeder Mitarbeiter ist verpflichtet, wenn er eine ansteckende Krankheit hat oder in 
einer Weise erkrankt ist, dass sich hierdurch eine Gefährdung der übrigen Mitarbeiter 
ergeben könnte, die Personalabteilung unverzüglich zu unterrichten. 

§ 6 Dienstausweis 

(1) Jeder Mitarbeiter erhält mit der Arbeitsaufnahme einen Dienstausweis. Der Dienst-
ausweis ist während der Arbeit bei sich zu führen. 
(2) Der Dienstausweis ist Eigentum der Firma und bei Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses zurückzugeben. Für den Dienstausweis wird eine Kaution erhoben. Nach Rück-
versandt des Dienstausweises an den Hauptfirmensitz erfolgt die Erstattung des Kau-
tionsbetrages mit der nächsten Lohnabrechnung.  
(3) Ein etwaiger Verlust des Dienstausweises ist, sobald der Mitarbeiter dies be-
merkt, dem Vorgesetzen und der Personalabteilung unter Angabe der Umstände, bei 
denen der Verlust eingetreten ist, zu melden. Für die Neu Ausstellung des Dienstaus-
weises wird der Herstellungspreis in Ansatz gebracht.  

§ 7 Einstellungsverfahren 
(1) Arbeitsverträge werden schriftlich geschlossen. 
(2) Schriftform ist auch bei Teilzeitkräften, Aushilfsmitarbeitern und befristeten Arbeits-
verhältnissen unabdingbar. 

§ 8 Belehrung, Einweisung 
(1) Jeder Mitarbeiter hat vor Arbeitsaufnahme in seine künftige Arbeit von seinem Vor-
gesetzten oder einem Kollegen eingewiesen zu werden.  
(2) Außerdem ist er zu belehren über die Art seiner Tätigkeit und seiner Einordnung in 
den Arbeitsablauf des Betriebes, über die bestehenden Unfall- und Gesundheitsgefah-
ren, über entsprechende Abwehrmaßnahmen und über die in der Firma bestehenden 
Maßnahmen zur Sicherung des Umweltschutzes. 
(3) Sollte die Einweisungsdauer aufgrund des Schwierigkeitsgrades und der Viel-
schichtigkeit der Arbeitsaufgaben mehr als 2h Stunden in Anspruch nehmen, wird im 
Rahmen einer gesonderten Qualifizierungsvereinbarung die Aus-/Weiterbildung gere-
gelt.  

§ 9 Probe- und befristete Arbeitsverhältnisse 

(1) Mit jedem Arbeitnehmer wird zunächst ein befristetes Arbeitsverhältnis mit vorge-
schalteter Probezeit begründet. Bei gewerblichen Arbeitnehmern und bei Angestellten 
dauert die Probezeit 6 Monate. Der Arbeitgeber ist befugt, das befristete Arbeitsver-
hältnis innerhalb der Probezeit zu kündigen. 
(2) Die kalendermäßige Befristung eines Arbeitsvertrages ohne Vorliegen eines sach-
lichen Grundes ist bis zur Dauer von 24 Monaten zulässig. Bis zu dieser Gesamtdauer 

ist die höchstens zweimalige Verlängerung eines kalendermäßig befristeten Arbeits-
verhältnisses zulässig. Die erste Kalendermäßige Befristung soll mindestens 12 Mo-
nate betragen, kann jedoch mit Vorleigen eines sachlichen Grundes auch darunter 
liegen.  

B. Allgemeine Verhaltenspflichten 

§ 10 Pflicht zur Erbringung der Arbeitsleistung 

(1) Der Mitarbeiter stellt seine volle Arbeitskraft in den Dienst der Firma. Er verpflichtet 
sich, die ihm übertragenen Arbeiten mit höchstmöglicher Qualität auszuführen, zur 
Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicherheit im Betrieb beizutragen und alles zu un-
terlassen, was den Betriebsablauf, den Betriebsfrieden oder die Betriebssicherheit stö-
ren könnte. 
(2) Im Betrieb auftretende Meinungsverschiedenheiten sollten innerhalb des Betriebes 
durch Gespräche zur Auflösung von Konflikten beigelegt werden. Dabei ist ein Mitglied 
des Betriebsrats, wenn der Arbeitnehmer dies wünscht, hinzuzuziehen. 
(3) Der Mitarbeiter hat die Weisungen der Geschäftsleitung und denen seiner Vorge-
setzten zu befolgen.  

§ 11 Veränderungen in den persönlichen Verhältnissen 
(1) Alle Veränderungen in den persönlichen Verhältnissen, deren Kenntnis für die Per-
sonalabteilung oder andere Stellen im Betrieb von Bedeutung sein könnte, insbeson-
dere Adressänderungen, Änderungen in den familiären Verhältnissen oder beispiels-
weise Verlust der Schwerbehinderteneigenschaft hat der Mitarbeiter von sich aus und 
ohne Aufforderung durch Vorgesetzte oder die Personalabteilung unverzüglich mitzu-
teilen. Soweit erforderlich, sind amtliche Belege über die Veränderungen beizufügen. 
(2) Hat ein Mitarbeiter die Meldung seines Wohnungswechsels unterlassen, gelten alle 
Erklärungen, die an die letzte bekannte Anschrift verschickt wurden, am zweiten Tage 
nach Aufgabe zur Post als an diesem Tage ordnungsgemäß zugegangen, auch für 
den Fall, dass sie mit der Mitteilung "unbekannt verzogen" zurückgesandt werden. 

§ 12 Verschwiegenheitspflicht 

(1) Jeder Mitarbeiter hat über Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse sowie über betrieb-
liche Angelegenheiten, bei denen er annehmen darf, dass sie vertraulich zu behandeln 
sind, absolutes Stillschweigen zu bewahren und seine Informationen über solche An-
gelegenheiten ausschließlich für betriebsinterne Zwecke zu verwenden. Die Ver-
schwiegenheitspflicht besteht auch gegenüber anderen Mitarbeitern des Betriebes, 
wenn diese nicht mit entsprechenden Aufgaben betraut sind und der Mitarbeiter an-
nehmen darf, dass die Informationen für diese Mitarbeiter nicht bestimmt sind. Die 
Verschwiegenheitsverpflichtung endet nicht mit Beendigung des Arbeitsverhältnisses, 
sondern wirkt darüber hinaus auf unbegrenzte Zeit fort. 
(2) Der Mitarbeiter ist nicht berechtigt, Arbeitsgeräte, Modelle, Geschäftspapiere o. ä. 
nachzubilden, aus den Geschäftsräumen zu entfernen oder sie einem Dritten zu über-
geben. Ebenfalls ist es unzulässig, sich Aufzeichnungen und Notizen oder Fotokopien 
von geschäftlichen Unterlagen zu fertigen. 
(3) Strengstens untersagt ist es, nicht genehmigte Geräte wie z. Bsp. Fotoapparate, 
Videokameras, Multimediageräte, PC´s, Laptop`s usw. in den Betrieb oder das Objekt 
mitzubringen und dort zu benutzen.   
(4) Jeder Mitarbeiter verstößt gegen die Verschwiegenheitsverpflichtung, wenn Be-
richte oder Informationen über Vorgänge im Objekt an außerbetriebliche Stellen gege-
ben werden, sofern nicht vorgesetzte Stellen hierzu eine Erlaubnis erteilt haben. 
(5) Es ist nicht gestattet, Personen am Arbeitsplatz zu empfangen, seien es Privatper-
sonen, seien es Dritte, seien es Kunden oder Lieferanten. In diesen Fällen sind stets 
die zur Verfügung stehenden Sozialräume oder Besucherzimmer zu verwenden. 

§ 13 Privatsachen 
(1) Alle Gegenstände, die der Mitarbeiter nicht während der Anwesenheit im Objekt 
benötigt, dürfen in den Betrieb nicht eingebracht werden. Insbesondere nicht erlaubt 
ist die Einbringung von Rundfunk-, Fernseh- oder anderen Multimediageräten. 
(2) Für die mitgebrachten Kleidungsstücke und Wertgegenstände, die bei der Arbeit 
nicht getragen oder benutzt werden, stehen keine verschließbaren Aufbewahrungs-
möglichkeiten zur Verfügung. 
(3) Die Firma haftet nicht für abhanden gekommene Privatsachen. Für den Verlust von 
Geld, Schmuck oder sonstigen Wertsachen haftet die Firma ebenfalls nicht. 
(4) Die Benutzung von Firmenparkplätzen geschieht auf eigene Gefahr. 

§ 14 Nebentätigkeit 
(1) Eine Nebentätigkeit darf der Mitarbeiter nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung 
der Firma ausüben. Gleiches gilt für die Übernahme oder Beteiligung an einem ge-
werblichen Unternehmen, für die Veröffentlichung in Wort, Schrift und Bild, soweit die 
Veröffentlichungen den Tätigkeitsbereich der Firma tangieren. 
(2) Die Zustimmung zur Nebentätigkeit wird erteilt, wenn durch die Nebentätigkeit be-
rechtigte Interessen der Firma nicht berührt werden und der Umfang der zu erwarten-
den Nebentätigkeit den Arbeitnehmer nicht in seiner Leistungsfähigkeit beeinträchtigt.  

§ 15 Geschenke 
(1) Keinem Mitarbeiter ist es gestattet, von Personen oder Firmen, die zum Unterneh-
men eine Geschäftsverbindung anstreben oder unterhalten, Geschenke oder andere 
Vorteile zu fordern, sich versprechen zu lassen oder anzunehmen. Die Geschäftslei-
tung ist unverzüglich zu unterrichten, wenn dem Mitarbeiter derartige Angebote ge-
macht worden sind. 
(2) Abs. 1 gilt nicht, soweit es sich um geringfügige kleine Geschenke handelt, wie 
Kugelschreiber, Taschenkalender etc. 

§ 16 Anzeige strafbarer Handlungen 
(1) Wer feststellt, dass im Betrieb oder dem Objekt eine Straftat begangen wird, ist 
verpflichtet, seinem Vorgesetzten unverzüglich über seine Beobachtungen Mitteilung 
zu machen, wenn durch die Straftat ein Personen- oder Sachschaden entstanden ist 
oder entstehen könnte. 
(2) Fundsachen sind bei der zuständigen Fundsachenstelle abzuliefern. 

§ 17 Rauchverbot, Sicherheitsmaßnahmen, Unfallverhütungsvorschriften 
(1) Rauchen ist nur in den hierfür freigegebenen Zonen im Betrieb oder dem Objekt 
gestattet. Das Rauchen außerhalb der Ruhepausen ist nicht erwünscht.  
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(2) Mit Feuer, feuergefährlichen Gegenständen und Chemikalien wie Säuren und Gif-
ten, aber auch mit elektrischer Energie ist mit größtmöglicher Vorsicht unter Beachtung 
der Sicherheitsvorschriften umzugehen. 
(3) Bei allen Arbeiten ist stets darauf achten, dass die Unfallverhütungsvorschriften der 
Berufsgenossenschaft strengstens eingehalten werden. 

§ 18 Personalakte 

(1) Jeder Mitarbeiter hat das Recht, in die über ihn geführten Personalakten während 
der Arbeitszeit Einsicht zu nehmen. Er kann hierzu ein Mitglied des Betriebsrats hin-
zuziehen. Das Mitglied des Betriebsrats hat über den Inhalt der Personalakten Still-
schweigen zu bewahren, sofern der Mitarbeiter das Betriebsratsmitglied nicht aus-
drücklich von seiner Verpflichtung zur Verschwiegenheit entbindet. 
(2) Der Mitarbeiter darf sich Notizen aus der Personalakte fertigen. Gegen Erstattung 
der Kosten können Fotokopien von Teilen der Akte verlangt werden. 
(3) Der Mitarbeiter darf das Recht auf Einsichtnahme auf einen Dritten, insbesondere 
einen Rechtsanwalt übertragen. 
(4) Auf Verlangen des Mitarbeiters ist die Personalabteilung verpflichtet, Erklärungen 
wie Gegendarstellungen etc. zur Personalakte zu nehmen. 

C. Arbeitszeit 

§ 19 Arbeitszeit 
(1) Die Dauer der Arbeitszeit richtet sich nach den gesetzlichen bzw. den für den Be-
trieb geltenden tarifvertraglichen Bestimmungen. Ruhepausen sind zwingend einzu-
halten und zählen nicht zur Arbeitszeit. Raucherpausen außerhalb der Ruhepausen, 
zählen ebenfalls nicht zur Arbeitszeit.  
(2) Jeder Mitarbeiter ist verpflichtet, zur festgesetzten Uhrzeit die Arbeit an seinem 
Arbeitsplatz aufzunehmen und die geltende Arbeitszeit einzuhalten. Die Arbeitsauf-
nahme hat, soweit dies notwendig ist, in Arbeitskleidung zu erfolgen. Maßgeblich für 
die Arbeitszeit ist die Betriebsuhr. 
(3) Umziehen, Waschen und ähnliche Vorbereitungsmaßnahmen haben innerhalb der 
Arbeitszeit zu erfolgen. 
(4) Bei Verspätung oder vorzeitigem Verlassen des Arbeitsplatzes ist der unmittelbare 
Vorgesetzte zu unterrichten. Bei geringfügigen Zeitunter- bzw. Überschreitungen bis 5 
Min. erfolgt keine Änderung des Arbeitsentgelts, wenn der Mitarbeiter nachweist, dass 
er die Verspätung bzw. die Notwendigkeit des vorzeitigen Verlassens des Arbeitsplat-
zes nicht zu vertreten hat. 
(5) Mitarbeiter, die mehr als eine Stunde zu spät zur Schicht erscheinen, haben keinen 
Anspruch mehr auf Beschäftigung an dem betreffenden Tag und zugewiesenen Ob-
jekt. Sie erhalten für diese Schicht sofern Sie nicht beschäftigt werden kein Arbeitsent-
gelt. Sofern Sie beschäftigt werden nur das zeitanteilige Arbeitsentgelt.  
(6) Der Betrieb und das Objekt sowie die Arbeitsräume dürfen nur durch die hierfür 
vorgesehenen Eingänge betreten und verlassen werden. Soweit Zeiterfassungsgeräte 
aufgestellt sind, sind zur Feststellung der Einhaltung der Arbeitszeit die Zeiterfas-
sungsgeräte zu benutzen. 

§ 20 Mehrarbeit 
(1) Mehrarbeitsstunden werden nur vergütet, wenn sie von der Geschäftsleitung an-
geordnet oder in unvorhergesehenen Fällen aus betrieblichen Notständen zur Gefah-
renabwehr notwendig waren und ihre Anerkennung spätestens am Tag darauf bean-
tragt worden ist. 
(2) Erscheint bei durchlaufenden Schichten die Ablösung nicht rechtzeitig am Arbeits-
platz, hat der Mitarbeiter dies unverzüglich der Disposition und seinem Vorgesetzten 
mitzuteilen. Die Dispo und der Vorgesetzte hat sich sofort um einen Ersatz zu küm-
mern. Bis zum Eintreffen des Ersatzmannes hat der Mitarbeiter am Arbeitsplatz wei-
terzuarbeiten und nur die zusätzlichen, durch Unfallverhütungsvorschriften oder sons-
tige Bestimmungen verpflichtenden Pausen einzuhalten. 

D. Verhalten bei der Arbeit 

§ 21 Arbeitsausführung 
(1) Jeder Mitarbeiter ist verpflichtet, mit Materialien, Rohstoffen und Energien sparsam 
umzugehen und die Betriebsmittel pfleglich und sachgemäß zu behandeln. 
(2) In Notfällen oder bei Arbeitsmangel ist der Mitarbeiter auch verpflichtet, andere 
Arbeiten zu verrichten, die nicht in seinem Arbeitsvertrag vereinbart sind. 
(3) Kein Mitarbeiter darf sich bei seiner Arbeit von einem anderen vertreten lassen, es 
sei denn, ein Vorgesetzter hat hierzu eine vorherige Zustimmung erteilt. 
(4) Jeder Mitarbeiter hat seinen Arbeitsplatz ordentlich und sauber zu halten und vor 
jedem Verlassen aufzuräumen. 

§ 22 Umgang mit Arbeitsmitteln 

(1) Alle Gegenstände der Firma sind sachgemäß und pfleglich zu behandeln, vor Be-
schädigungen zu schützen und an dem für sie bestimmten Platz aufzubewahren. 
(2) Mängel an Materialien, Maschinen, Werkzeugen oder Arbeitsstücken sind immer 
dem Vorgesetzten unverzüglich zu melden. Auf Fehlerquellen in den Arbeitsabläufen 
sind die Vorgesetzten unverzüglich hinzuweisen. 
(3) Soweit es die Art der Tätigkeit erfordert oder durch die Unfallverhütungsvorschriften 
vorgeschrieben ist, hat jeder Mitarbeiter eine unfallsichere Arbeit zu leisten und die 
hierfür Notwendige Schutzausrüstung zutragen.  

E. Arbeitsentgelt 

§ 23 Entgeltgrundsätze 

(1) Die Höhe der Arbeitsvergütung richtet sich bei tarifgebundenen Mitarbeitern nach 
den tariflichen Bestimmungen. Bei allen übrigen Mitarbeitern ergibt sich die Höhe der 
Vergütung aus dem Arbeitsvertrag bzw. den hierzu vereinbarten Ergänzungen. 
(2) Vergütet wird nur die nachgewiesene tatsächlich geleistete Arbeit.  
(3) Übertarifliche Bestandteile des Arbeitsentgelts können mit tariflich vereinbarten 
Lohn- und Gehaltssteigerungen verrechnet werden. Übertarifliche Leistungen können 
auf Erhöhungen des Tariflohns angerechnet werden. 

§ 24 Abrechnung des Arbeitsentgelts 

(1) Das Arbeitsentgelt wird monatlich nachträglich ausgezahlt. 
(2) Dem Arbeitnehmer ist eine monatliche Entgeltbescheinigung zur Verfügung zu stel-
len, aus dem sich die Abrechnung des Verdienstes ergibt. Die Abrechnung wird dem 
Mitarbeiter im Online Portal zur Verfügung gestellt. 

§ 25 Auszahlung des Arbeitsentgelts 
(1) Das Arbeitsentgelt wird bis zum 15. des darauffolgenden Monats auf das angege-
bene Bankkonto zur Zahlung angewiesen.  
(2) Fällt das Fälligkeitsdatum auf einen Sonntag, einen Samstag oder einen Feiertag, 
erfolgt die Überweisung des Entgelts so, dass es auf dem Konto des Arbeitnehmers 
am darauffolgenden Werktag verfügbar ist. 
(3) Jeder Arbeitnehmer hat auf seine Kosten ein Konto einzurichten bzw. zu unterhal-
ten. 

§ 26 Abzüge vom Arbeitsentgelt 
Bei der Abrechnung des Arbeitsentgelts werden abgezogen 

 die gesetzlichen Steuern und Beiträge zur Sozialversicherung; 

 gepfändete oder mit Zustimmung der Firma abgetretene Teile des Ar-
beitsentgelts; 

 Abschlagszahlungen, Vorschüsse und Raten für vom Betrieb gewährte 
Darlehen; 

 Kosten für die Bearbeitung von Lohnpfändungen 

 Kautionen für Dienstkleidung, Dienstausweise oder sonstige Ausrüs-
tungsgegenstände 

 Sonstige Arbeitgeberforderungen  

§ 27 Einsprüche gegen die Berechnung des Arbeitsentgelts 
(1) Bestehen Meinungsverschiedenheiten über die Höhe des Arbeitsentgelts, hat der 
Mitarbeiter innerhalb von 3 Wochen bei der Lohnbuchhaltung unter Angabe der 
Gründe schriftlich Einspruch zu erheben. 
(2) Überzahlungen des Arbeitsentgelts hat der Mitarbeiter an die Firma zurückzuzah-
len. 
(3) Es gelten die Tariflichen Verfall- und Ausschlussfristen  

§ 28 Abtretungsverbot und Pfändungskosten 

(1) Eine Abtretung der Arbeitsvergütung ohne vorherige Zustimmung der Firma ist 
nichtig. 
(2) Wird das Arbeitsentgelt des Mitarbeiters gepfändet, werden zur Deckung der durch 
Bearbeitung anfallenden Kosten pro Pfändung 20,00 € erhoben, die beim Arbeitsent-
gelt einbehalten werden. 

F. Urlaub und Arbeitsversäumnis 

§ 29 Urlaub 
(1) Die Dauer des Urlaubs richtet sich nach dem jeweils gültigen Tarifvertrag sowie bei 
nicht tarifgebundenen Arbeitnehmern nach den individualarbeitsrechtlich getroffenen 
Regelungen. 
(2) Bis zum 31.01. eines jeden Jahres wird für jede Abteilung und Organisationseinheit 
ein Urlaubsplan aufgestellt. Jeder Mitarbeiter hat bis zum 31.12. des Vorjahres sich in 
den Urlaubsplan einzutragen. Kollidieren einzelne Arbeitnehmerinteressen mit den be-
trieblichen Belangen, hat der Vorgesetzte ein Gespräch unter den betroffenen Arbeit-
nehmern zu organisieren und in diesem Gespräch zu versuchen, eine Einigung zwi-
schen allen Beteiligten herbeizuführen. Gelingt die Einigung nicht, entscheidet der Vor-
gesetzte verbindlich. 
(3) Auf Verlangen des Vorgesetzten hat der Mitarbeiter vor Antritt seiner Urlaubsreise 
seine Passwörter im Computer und bei leitenden Angestellten auf Verlangen seine 
Urlaubsanschrift bekannt zu geben. 

§ 30 Arbeitsversäumnis 

(1) Ist ein Mitarbeiter infolge Krankheit oder aus anderen Gründen außerstande, zur 
Arbeit zu kommen, hat er die Gründe und die Dauer seines voraussichtlichen Fernblei-
bens so früh als möglich mindestens jedoch zwei Stunden vor Schichtbeginn unaufge-
fordert der Disposition und dem zuständigen Vorgesetzten fernmündlich mitzuteilen. 
(2) Im Falle einer Erkrankung ist der Mitarbeiter außerdem verpflichtet, vor Ablauf des 
dritten Kalendertages nach Beginn der Arbeitsunfähigkeit eine ärztliche Bescheinigung 
über die Arbeitsunfähigkeit sowie deren voraussichtliche Dauer dem Arbeitgeber vor-
zulegen. Dauert die Erkrankung länger als in der Bescheinigung angegeben, ist der 
Mitarbeiter verpflichtet, eine neue ärztliche Bescheinigung beizubringen. 
(3) Spätestens einen Tag vor Ablauf einer Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung hat der 
Mitarbeiter seinen Vorgesetzten anzurufen und ihm mitzuteilen, ob mit einer Verlänge-
rung der Arbeitsunfähigkeit zu rechnen ist oder ob der Mitarbeiter voraussichtlich mit 
Ablauf der Arbeitsunfähigkeit wieder zur Arbeit erscheinen wird. 
(4) Liegt dem Arbeitnehmer nach Ablauf der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung keine 
Arbeitseinteilung in Form eines Einsatzplanes vor, hat er sich telefonisch in der Dispo 
zu melden und sich über den Arbeitseinsatz zu erkundigen. Sollte spätestens am da-
rauffolgenden Werktag kein aktualisierter Einsatzplan vorliegen, hat er persönlich bei 
seinem Vorgesetzten im Betriebsstandort vorzusprechen und seine Arbeitskraft zur 
Arbeitseinteilung anzubieten. Das persönliche Erscheinen ist täglich fortzuführen und 
zwar solange bis es keine Unklarheiten zur Arbeitseinteilung und Arbeitszeitauslastung 
mehr gibt. Verstößt der Arbeitnehmer gegen vorgenannte Regelungen, durch Unter-
lassung seiner Mitwirkungspflicht, kann er sich nicht auf einen Annahmeverzug beru-
fen.  

§ 31 Kur- und Heilverfahren 

(1) Beantragt ein Mitarbeiter ein Heil- oder Kurverfahren bei einem Träger der Sozial-
versicherung, hat er die Firma unverzüglich von seiner Antragstellung und ebenso un-
verzüglich von der Entscheidung über eine bewilligte Kur zu unterrichten. Eine Kopie 
über den Bescheid hat der Mitarbeiter der Personalabteilung über den Vorgesetzten 
unverzüglich vorzulegen. 
(2) Erkrankt der Mitarbeiter während der Durchführung einer Kur, hat er die Firma un-
verzüglich über die Unterbrechung des Kurverfahrens zu unterrichten. Kuren, deren 
Kosten ein Sozialversicherungsträger übernimmt, werden nicht auf den Erholungsur-
laub angerechnet. 

G. Sonstige Verhaltensregeln 

§ 32 Politische und gewerkschaftliche Betätigung 
(1) Parteipolitische Betätigung im Betrieb ist verboten. Alle Mitarbeiter haben alles zu 
unterlassen, wodurch der Arbeitsablauf oder der Betriebsfrieden beeinträchtigt werden 
könnte. 
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(2) Es ist nicht erlaubt, ohne Zustimmung der Firma Plakate anzukleben oder Wände 
zu beschriften, Flugblätter oder Druckschriften zu verteilen, Handels- oder Tauschge-
schäfte jedweder Art innerhalb des Betriebes durchzuführen, Geldbeiträge oder Unter-
schriften zu sammeln, es sei denn, es handelt sich um Anlässe wie Geburtstage, Be-
triebsjubiläen etc. 
(3) Die Ausgabe oder Verteilung von Informationsmaterial einer Gewerkschaft hat au-
ßerhalb des Betriebes und der Objekte stattzufinden. Die Durchführung gewerkschaft-
licher Versammlungen oder das Werben für eine Gewerkschaft auf dem Betriebs- und 
Objektgelände ist nicht gestattet. 

§ 33 Alkohol und andere berauschende Mittel 

(1) Es ist nicht gestattet, in angetrunkenem oder betrunkenem Zustand zur Arbeit zu 
erscheinen. Unzulässig ist ebenfalls der Gebrauch alkoholischer Getränke am Arbeits-
platz. Es ist ferner verboten, im, von Drogen oder Medikamenten verursachten, be-
rauschten Zustand zur Arbeit zu erscheinen. 
(2) Wird ein Mitarbeiter in angetrunkenem oder berauschtem Zustand am Arbeitsplatz 
angetroffen, ist der zuständige Vorgesetzte zu informieren. Der Vorgesetzte ist befugt, 
den betroffenen Mitarbeiter zu einem Bereitschaftsarzt zu überführen um den Grad der 
Alkoholabhängigkeit des Mitarbeiters feststellen zu lassen. Der Bereitschaftsarzt ist 
befugt, die Blutalkoholkonzentration festzustellen und den Arbeitgeber über das Er-
gebnis zu informieren. 

§ 34 Verkehrs- und Werkstraßen 
(1) Auf allen Verkehrs- und Werkstraßen sowie auf allen öffentlichen und nicht öffent-
lichen Wegen und Plätzen gilt die Straßenverkehrsordnung. Verbotenes und Gebote-
nes ist durch die im allgemeinen Straßenverkehr üblichen Verkehrszeichen bekannt 
gemacht und für alle Teilnehmer verbindlich. 
(2) Bei Verkehrsunfällen auf allen öffentlichen und nicht öffentlichen Bereichen ist so-
fort die Leitstelle zu unterrichten.  

§ 35 Verhalten bei Betriebsunfällen 

(1) Im Falle eines Unfalls ist jeder Mitarbeiter verpflichtet, erste Hilfe zu leisten und 
Hilfskräfte zu benachrichtigen. Veränderungen am Unfallort sind zu unterlassen, so-
weit sie nicht zur Durchführung der ersten Hilfe notwendig sind. 
(2) Alle Unfälle, auch geringfügige Unfälle, sind den Vorgesetzten oder der Personal-
abteilung oder der Leitstelle zu melden. 

§ 36 Privatarbeiten 

(1) Privatarbeiten dürfen während der Arbeitszeit nicht erledigt werden, es sei denn, 
es liegt eine ausdrückliche Erlaubnis des Vorgesetzten vor. 
(2) Außerhalb der Arbeitszeiten dürfen Privatarbeiten im Betrieb oder auf dem Objekt-
gelände nur durchgeführt werden, wenn hierzu eine schriftliche Erlaubnis des Vorge-
setzten und des Kunden vorliegt. 

§ 37 Verbesserungsvorschläge 

(1) Für Erfindungen und Verbesserungsvorschläge gelten die gesetzlichen Bestim-
mungen.  
(2) Jeder Mitarbeiter ist verpflichtet, Erfindungen und technische Verbesserungsvor-
schläge, die während der Arbeitszeit entwickelt wurden, zunächst der Firma anzubie-
ten. 

H. Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

§ 38 Beendigungsgründe 
(1) Das Arbeitsverhältnis endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf, mit Ende des-
jenigen Monats, in dem beim Arbeitnehmer die Voraussetzungen für den Bezug einer 
Rente wegen Alters aus der gesetzlichen Rentenversicherung vorliegen. 

(2) Wird durch den Bescheid eines Rentenversicherungsträgers festgestellt, dass bei 
dem Arbeitnehmer die gesetzlichen Voraussetzungen zum Bezug einer Rente wegen 
voller Erwerbsminderung vorliegen, endet das Arbeitsverhältnis mit Ende des Monats, 
in dem der Bescheid dem Arbeitnehmer zugeht. Soweit der Arbeitnehmer schwerbe-
hindert im Sinne des SGB X ist, endet das Arbeitsverhältnis jedoch nicht vor Zustellung 
des Zustimmungsbescheides des Integrationsamtes. Der Arbeitnehmer hat die 
Schwerbehinderung dem Arbeitgeber unverzüglich offenzulegen. 
(3) Wenn dem Arbeitnehmer eine befristete Rente wegen voller Erwerbsminderung 
bewilligt wird, kann nach Wiederherstellung der vollen Erwerbsfähigkeit, der Arbeitneh-
mer auf seinen Antrag hin, wiedereingestellt werden, sofern beim Arbeitgeber ein für 
ihn geeigneter Arbeitsplatz frei ist.  
(4) Das Arbeitsverhältnis endet ferner durch Tod des Mitarbeiters, durch fristlose oder 
fristgerechte Kündigung auf Arbeitnehmer- wie auf Arbeitgeberseite sowie durch Auf-
hebungs- oder Abwicklungsvertrag. 

§ 39 Ordentliche Kündigung 
(1) Für die ordentliche Kündigung gelten die tariflichen, arbeitsvertraglichen oder ge-
setzlichen Fristen. 
(2) Vor jeder ordentlichen Kündigung ist der Betriebsrat nach § 102 BetrVG anzuhören. 
Die Anhörung erfolgt in schriftlicher Form unter Angabe der wesentlichen Kündigungs-
gründe. 
(3) Nach Ausspruch einer Kündigung ist der Arbeitgeber berechtigt, den Mitarbeiter bis 
zum Ablauf der Kündigungsfrist unter Fortzahlung der Bezüge und unter Anrechnung 
des Resturlaubs von der Arbeit freizustellen. 

§ 40 Außerordentliche Kündigung 

(1) Das Arbeitsverhältnis kann fristlos gekündigt werden, wenn die kündigende Partei 
einen wichtigen Grund hat, § 626 BGB. 
(2) Als grobe Verstöße sehen es die Betriebspartner an, wenn ein Mitarbeiter drei oder 
mehr Tage unentschuldigt fernbleibt oder wiederholte unentschuldigte kürzere Fehl-
zeiten veranlasst. Wichtige Gründe sind ebenfalls grobe Verstöße gegen die Unfall-
verhütungsvorschriften trotz vorangegangener Ermahnung oder Abmahnung, Trun-
kenheit am Arbeitsplatz, strafbares Verhalten wie Diebstahl, Betrug oder Unterschla-
gung, Verstöße gegen die Geheimhaltungspflicht oder Manipulationen an der Arbeits-
zeiterfassung. Als wichtige Gründe gelten ferner besonders nachhaltige Störungen des 
Betriebsfriedens, beispielsweise durch Tätlichkeit oder grobe Beleidigung eines Vor-
gesetzten oder anderer Mitarbeiter im Betrieb. 

§ 41 Rückgabe von Betriebseigentum 

(1) Alle Gegenstände, die im Eigentum der Firma stehen, aber vom Mitarbeiter benutzt 
werden, wie beispielsweise Werkzeuge, der Dienstausweis, Geschäftsunterlagen, 
dienstliche Aufzeichnungen, Schlüssel oder die Arbeitsschutzkleidung, sind bei Aus-
spruch einer Kündigung durch den Arbeitgeber unverzüglich herauszugeben. 
(2) Auch Dienstwagen sind, selbst wenn eine private Nutzungsmöglichkeit vereinbart 
wurde, unverzüglich mit sämtlichen Schlüsseln und Papieren zurückzugeben. Eine An-
rechnung des Dienstwagens nach der 1%-Methode entfällt ab dem Tage der Rück-
gabe des Fahrzeugs. 
(3) Kommt ein Mitarbeiter nicht fristgerecht seiner Pflicht zur Herausgabe von im Ei-
gentum des Arbeitgebers stehenden Gegenständen oder Unterlagen nach, macht er 
sich strafbar und schadensersatzpflichtig. 

§ 42 Aushändigung von Unterlagen 

(1) Mit Beendigung des Arbeitsverhältnisses hat der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer 
die Arbeitspapiere gegen Empfangsbescheinigung zurückzugeben. 
(2) Dem Mitarbeiter sind ferner mit Beendigung des Arbeitsverhältnisses auf Verlan-
gen, eine Urlaubsbescheinigung sowie ein Zeugnis über die Art und Dauer seiner Tä-
tigkeit auszustellen.  

 
 

 


